
§ 242 StGB zu ihren Ungunsten. Bei dieser Konstellation
handelt es sich um einen „umgekehrten Subsumtionsirrtum“
zulasten des Täters. Allein die rechtsfeindliche Gesinnung
der A, die meint, einen strafbaren Diebstahl zu verwirklichen,
führt jedoch nicht zu ihrer Strafbarkeit. Denn: Aufgrund des
strikten Gesetzlichkeitsprinzips des Art. 103 II GG kann die
Übertretung einer bloß vorgestellten Vorschrift – anders als
die vorgestellte Übertretung einer tatsächlich geltenden
Rechtsnorm – keine Strafbarkeit begründen.61 In Fall 6 liegt
demnach kein strafbarer Versuch vor, sondern lediglich ein
strafloses Wahndelikt.62

E. FAZIT

Mit einer sauberen Prüfung der Rechtswidrigkeit der be-
absichtigten Zueignung lassen sich in der Klausur wertvolle
Punkte sammeln. Dabei beginnt der erste wichtige Schritt
bereits in der zutreffenden Verortung der Prüfung. Eine be-
sondere Klausurrelevanz kommt der Rechtswidrigkeit der Zu-
eignung bei Geldschulden zu, weshalb es sich in diesem Fall
lohnt, die unterschiedlichenAnsichten und Lösungsansätze zu
kennen, um sie in der Klausur darstellen zu können. Die Irr-
tumsproblematik ist imHinblick auf die Falllösung anspruchs-
voll, lässt sich aber mithilfe bereits bekannter Lösungsansätze
zu Tatbestands- undVerbotsirrtum gut bewältigen.

F. ÜBERSICHTSTABELLE ZU DEN IRRTUMSKONSTELLA-
TIONEN

Beschreibung der
Fallkonstellation

Irrtum über die Rechts-
widrigkeit zugunsten
des Täters

Irrtum über die Rechts-
widrigkeit zulasten des
Täters

Reiner Tatsachenirr-
tum: Es besteht eine
Stückschuld und Tä-
ter weiß das auch,
aber er verwechselt
das Tatobjekt

§ 16 StGB: A und B haben
einen Kaufvertrag über ein
gebrauchtes Smartphone
geschlossen. Obwohl A
den Kaufpreis bereits voll-
ständig bezahlt hat, ver-
weigert B dem A die Über-
gabe des Smartphones.
Daraufhin nimmt A der B
ihr privates Smartphone
weg, in der irrigen Annah-
me, es handle sich um das
von ihm gekaufte
Smartphone.

Untauglicher Versuch: A
nimmt B das soeben abge-
kaufte Smartphone weg,
auf das er einen fälligen
Anspruch hat. A glaubt
aber, dass er das private
Smartphone der B weg-
nehme; auf dieses hat er
keinen Anspruch.

Irrtum darüber, ob
ein Anspruch gerade
auf die gestohlene
Sache und damit eine
Stückschuld besteht,
oder ob lediglich eine
Gattungsschuld ge-
geben ist; fehlerhafte
Parallelwertung in
der Laiensphäre

§ 16 StGB: A verkauft B
ein Smartphone für
100 EUR. Er übergibt und
übereignet B das gekaufte
Smartphone sofort. B wei-
gert sich, dem A die ver-
einbarten 100 EUR zu
zahlen. In einem unbe-
obachteten Moment
nimmt A daher zwei 50-
EUR-Scheine aus der Geld-
börse der B. A meint, die
zwei Scheine stünden ihm
zu, da er doch das
Smartphone übereignet
habe.

UntauglicherVersuch:A
undBschließeneinenKauf-
vertragüberdas Smartpho-
nederB.NachdemVer-
tragsschlussnimmtAderB
dasgekaufte, abernoch
nichtübereignete
Smartphoneweg.Ahatei-
nenfälligenundeinredefrei-
enAnspruchaufdasweg-
genommeneSmartphone.
Aglaubt, es sei nureineGat-
tungsschuldentstanden,
weil Bnochweiterebauglei-
cheSmartphoneshat. Tat-
sächlich liegt aber eine
Stückschuld vor.

Reiner Rechtsirrtum:
Glaube an ein tat-
sächlich nicht beste-
hendes Selbsthilfe-
recht bzw. fehlerhaf-
te Überdehnung des
Tatbestandes

§ 17 StGB (Subsumti-
onsirrtum): B verkauft
fünf baugleiche Smartpho-
nes der Marke Mango. A
kauft ein Smartphone der
Marke Mango von B und
bezahlt den vereinbarten
Kaufpreis sofort. Am
nächsten Tag trifft A die B
mit einem der baugleichen
Smartphones in der Hand
an. B verweigert die He-
rausgabe; sie habe noch
nicht entschieden, welches
der fünf Smartphones A
erhalten soll. A nimmt ihr
das Smartphone weg. A
erkennt, dass er keinen
Anspruch auf ein be-
stimmtes Smartphone hat.
Ihm ist klar, dass lediglich
eine Gattungsschuld vor-
liegt. Er denkt aber, es
müsse doch ausnahmswei-
se erlaubt sein, dass er sich
selbst ein Smartphone aus-
sucht, wenn B die Heraus-
gabe verweigert.

Strafloses Wahndelikt
(umgekehrter Subsumti-
onsirrtum): A und B
schließen einen Kaufver-
trag über das Smartphone
der B. Nach dem Vertrags-
schluss nimmt A der B das
gekaufte, aber noch nicht
übereignete Smartphone
weg. A hat einen fälligen
und einredefreien An-
spruch auf das weg-
genommene Smartphone.
A weiß, dass der Kaufver-
trag zustande gekommen
ist. Er denkt aber, dass
auch bei einer bestehen-
den Stückschuld die Weg-
nahme des geschuldeten
Gegenstands ein strafbarer
Diebstahl sei.

61 NK-StGB/Engländer, 6. Aufl. 2023, § 22 Rn. 101.
62 S. dazu etwa Wessels/Beulke/Satzger StrafR AT, 52. Aufl. 2022, Rn. 990 ff.
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sich diesem Ziel verschrieben und verpflichtet in der Erneuerbare-Energien-Richtlinie
(EERL) die Mitgliedstaaten dazu, den Anteil von Strom aus erneuerbaren Energien bis zum
Jahr 2030 auf mindestens 32% des Bruttoendenergieverbrauchs zu steigern. Die EERL
schreibt dabei jedoch keine bestimmte Politik zum Ausbau der erneuerbaren Energien vor.

Das Land Baden-Württemberg will seinen Beitrag leisten und in diesem Zuge den Windkraft-
ausbau intensivieren. Nachdem bei einer im Auftrag der Landesregierung im Jahr 2019
durchgeführten repräsentativen Umfrage rund drei Viertel der Befragten die Möglichkeit
einer finanziellen Teilhabe von Anwohnern und Standortgemeinden an neuen Windparks als
gute Maßnahme bewerteten, wird zur Akzeptanzsteigerung der Windenergie das baden-
württembergische Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz (BüGembeteilG) beschlossen.

Nach § 3 BüGembeteilG darf eine neu zu errichtende Windenergieanlage nur durch eine
eigens zu gründende „Projektgesellschaft“ gebaut und betrieben werden, die ausschließlich
der Erzeugung von Windenergie dient. Der Vorhabenträger hat gem. § 4 BüGembeteilG den
in § 5 BüGembeteilG bestimmten „Kaufberechtigten“ mindestens 20% der Anteile an der
Projektgesellschaft anzubieten. Kaufberechtigt sind danach in einer Entfernung von nicht
mehr als fünf Kilometern vom Standort des Windparks lebende Personen und diejenigen
Gemeinden, auf deren Gebiet sich die Anlage befindet oder die nicht mehr als fünf Kilometer
vom Standort entfernt liegen. Dieser räumlichen Voraussetzung für eine Kaufberechtigung
liegt die Annahme zugrunde, dass bei der in Baden-Württemberg vorherrschenden Land-
schaftsstruktur Windenergieanlagen typischerweise noch in einem Umkreis von fünf Kilo-
metern sichtbar sind.

Der Vorhabenträger kann stattdessen nach § 10 BüGembeteilG als „wirtschaftliche Surroga-
te“ einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung den kaufberechtigten Gemeinden und den Ein-
wohnern die jährliche Zahlung einer „Windkraftdividende“ anbieten, deren Höhe sich nach
dem Ertrag der Projektgesellschaft bemisst. Die Kaufberechtigten haben zwischen der gesell-
schaftsrechtlichen Beteiligung und dem wirtschaftlichen Surrogat die freie Wahl.

Alle vorgenannten Pflichten sind nach § 14 I BüGembeteilG bußgeldbewehrt. Nach § 15
BüGembeteilG tritt das Gesetz am 1.12.2021 in Kraft.

Die in Weimar ansässige W-GmbH, deren Alleingesellschafter der kanadische Staatsangehö-
rige K ist, errichtet regelmäßig neue Windenergieanlagen. Sie hat Anfang Februar einen
Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für einen Windpark in
Baden-Württemberg gestellt, über den noch nicht entschieden wurde.

Die W-GmbH wendet sich form- und fristgerecht an das Bundesverfassungsgericht und
erhebt Verfassungsbeschwerde gegen §§ 3, 4, 5, 10 BüGembeteilG. Sie trägt vor, der Eingriff
in ihre Grundrechte aus Art. 12 I GG und aus Art. 14 I GG sei unverhältnismäßig. Wer in
Baden-Württemberg eine Windenergieanlage errichten wolle, sei gezwungen, für jedes einzel-
ne Vorhaben eine externe Gesellschaft zu gründen, auch wenn dies aus steuerlichen, personel-
len oder verwaltungstechnischen Gründen keinen Sinn ergebe. Die Pflicht zur Offerte von
20% der Anteile an der Projektgesellschaft stelle eine „Zwangskollektivierung“ privaten
Eigentums dar und führe zu entsprechenden Rentabilitätseinbußen der Betreiber. Die Maß-
nahme sei außerdem schon zwecklos, weil die Einsparung von CO2-Emissionen im Ver-
hältnis zu der gegenwärtig global emittierten Gesamtmenge an CO2 offensichtlich sehr gering
ist.

Die Vertreter des Landes verteidigen das BüGembeteilG in der Sache und verweisen auf die
bekanntlich überragende Bedeutung des Klimaschutzes. Insoweit erfülle man auch eine
Schutzpflicht. Sie halten die Verfassungsbeschwerde im Übrigen aber schon für unzulässig.
Sie haben Zweifel, ob das Bundesverfassungsgericht überhaupt über die Gültigkeit von
Regelungen entscheiden kann, die der Umsetzung von EU-Richtlinien dienen. Der Be-
schwerdeführerin sei außerdem bislang keine immissionsschutzrechtliche Genehmigung er-
teilt worden.

Hat die Verfassungsbeschwere der W Aussicht auf Erfolg?

Bearbeitungsvermerk: Erwartet wird ein Gutachten, das auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen – bei
Bedarf hilfsgutachterlich – eingeht. Von der formellen Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes ist auszuge-
hen. Art. 3 I GG und Abgabenrecht sind nicht zu prüfen.

& LÖSUNG

Hinweis: Der Sachverhalt und die Lösungshinweise sind teilweise angelehnt an BVerfG NVwZ 2022,
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